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Aufgrund

1. des § 32 Satz 1 und Satz 2 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1, 28a, 29, 30 Absatz 1 Satz 2
des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden ist,
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2. des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 9a des Gesetzes vom
30. März 2021 (BGBl. I S. 448,458) geändert worden ist und

 

3. des § 7 Satz 1 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT
08.05.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 20a des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I
S. 4906) geändert wurde

 

verordnet die Landesregierung:

 

§ 1
Kontaktbeschränkungen, risikogewichtete Einstu-

fung des Landesamtes für Gesundheit und Soziales

(1) Den Bürgerinnen und Bürgern wird empfohlen, die Zahl der Menschen, mit denen sie Kontakt ha-
ben, möglichst gering zu halten und den Personenkreis möglichst konstant zu belassen sowie im Falle
zulässiger Zusammenkünfte möglichst einen Schnell- oder Selbsttest vorzunehmen; es wird auf § 1a
Absatz 8 hingewiesen. Zusammenkünfte, wie Gruppen feiernder Menschen, im öffentlichen Raum sind
unzulässig, sofern diese Verordnung nichts Abweichendes vorsieht. Es wird auf § 6 Absatz 7 verwie-
sen.

(2) Soweit in dieser Verordnung auf die risikogewichtete Einstufung verwiesen wird, handelt es sich
um das Ergebnis der Einstufung des COVID-19-Infektionsgeschehens des Landesamtes für Gesund-
heit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern. Wesentlicher Maßstab hierfür ist insbesondere die An-
zahl der in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 in ein Krankenhaus aufgenom-
menen Personen je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen des Landkreises oder der kreis-
freien Stadt (Sieben-Tage-Inzidenz der Hospitalisierten). Weitere Indikatoren sind die Anzahl der Neu-
infektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen des
Landkreises oder der kreisfreien Stadt (Sieben-Tage-Inzidenz der COVID-19 Fälle), die verfügbaren in-
tensivmedizinischen Behandlungskapazitäten (ITS-Auslastung) und die Anzahl der gegen das Corona-
virus SARS-CoV-2 geimpften Personen. Hinsichtlich der durch das Landesamt für Gesundheit und So-
ziales Mecklenburg-Vorpommern anzusetzenden Schwellenwerte für die in Satz 2 und 3 genannten In-
dikatoren gilt die Anlage I (Schwellenwerte für die Indikatoren der risikogewichteten Einstufung des
COVID-19-Infektionsgeschehens). Die aktuelle risikogewichtete Einstufung wird unter www.lagus.mv-
regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie veröffentlicht.

(3) Soweit diese Verordnung hinsichtlich der Geltung oder des Wegfalls von Maßnahmen an die risi-
kogewichtete Einstufung anknüpft, gibt der jeweilige Landkreis oder die kreisfreie Stadt den Tag be-
kannt, ab dem die Maßnahmen gelten beziehungsweise wegfallen. Wird ein Landkreis oder eine kreis-
freie Stadt nach der risikogewichteten Einstufung gemäß § 1 Absatz 2 an drei aufeinanderfolgenden
Tagen einer höheren Stufe zugeordnet, so haben die entsprechend in dieser Verordnung geregelten
Maßnahmen ab dem übernächsten Tag zu gelten. Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt nach
der risikogewichteten Einstufung gemäß § 1 Absatz 2 an fünf aufeinanderfolgenden Tagen einer nied-
rigeren Stufe zugeordnet, so haben die entsprechend in dieser Verordnung geregelten Maßnahmen ab
dem übernächsten Tag zu gelten. Abweichend von Satz 2 gelten die Maßnahmen, die an die risikoge-
wichtete Einstufung eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt anknüpfen, ab dem 25. November
2021.

https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
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(4) Soweit die Hospitalisierungsinzidenz nach den auf der Internetseite des Landesamtes für Gesund-
heit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/Infektions-
schutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie) veröffentlichten Daten landesweit einen Schwellenwert
von 3 an drei aufeinanderfolgenden Tagen überschreitet, gelten ab dem übernächsten Tag landesweit
die Maßnahmen nach § 1e. Sofern dieser Schwellenwert an fünf aufeinanderfolgenden Tagen unter-
schritten wird, treten die Maßnahmen nach § 1e wieder außer Kraft. § 10 bleibt unberührt.

(5) Soweit die Hospitalisierungsinzidenz nach den auf der Internetseite des Landesamtes für Gesund-
heit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/Infektions-
schutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie) veröffentlichten Daten landesweit einen Schwellenwert
von 6 an drei aufeinanderfolgenden Tagen überschreitet, gelten ab dem übernächsten Tag landesweit
die Maßnahmen nach § 1f dieser Verordnung. Sofern dieser Schwellenwert an fünf aufeinanderfolgen-
den Tagen unterschritten wird, treten die Maßnahmen nach § 1f wieder außer Kraft. § 10 bleibt unbe-
rührt.

(6) Soweit die Hospitalisierungsinzidenz nach den auf der Internetseite des Landesamtes für Gesund-
heit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/Infektions-
schutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie) veröffentlichten Daten landesweit einen Schwellenwert
von 9 an drei aufeinanderfolgenden Tagen überschreitet, gelten ab dem übernächsten Tag landesweit
die Maßnahmen nach § 1g. Sofern dieser Schwellenwert an fünf aufeinanderfolgenden Tagen unter-
schritten wird, treten die Maßnahmen nach § 1g wieder außer Kraft. § 10 bleibt unberührt.

(7) Der Tag, ab dem die Maßnahmen nach den §§ 1e, 1f oder 1g landesweit gelten beziehungsweise
außer Kraft treten, ist durch das für Gesundheit zuständige Ministerium im Amtsblatt für Mecklenburg-
Vorpommern bekannt zu machen.

(8) Abweichend von Absatz 5 Satz 1 gelten wegen des Überschreitens des Schwellenwertes von 6 ab
dem 25. November 2021 die Maßnahmen nach § 1f landesweit.

 

§ 1a
Umgang mit Schnell- und Selbsttests, Absonderung
für krankheitsverdächtige oder infizierte Personen

(1) Ein Schnelltest ist ein durch geschultes Personal vorgenommener PoC-Antigentest. Dieser wird
zum Beispiel in, durch den öffentlichen Gesundheitsdienst beauftragten, Schnelltestzentren oder -
teststellen vorgenommen. Der oder dem Getesteten ist ein Nachweis über das Testergebnis auszu-
händigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stellen. Der Nachweis muss
folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name der Teststelle;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift der oder des Getesteten;

 

d) Testergebnis;

 

e) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).

https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
https://www.lagus.mv-regierung.de/Gesundheit/InfektionsschutzPraevention/Daten-Corona-Pandemie
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(2) Ein Nukleinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukleinsäureamplifikations-
technik) ist eine Testung auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2.

(3) Sofern durch den Dienstherrn, den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin bei Beschäftigten unter Be-
gleitung die Durchführung eines Schnelltests oder eines Selbsttests (Antigen-Tests zur Eigenanwen-
dung durch Laien) veranlasst oder ermöglicht wird, so hat der Dienstherr, Arbeitgeber oder die Arbeit-
geberin den Beschäftigten auf Wunsch einen wahrheitsgemäßen Nachweis über das Testergebnis aus-
zuhändigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stellen. Der Nachweis muss
folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name des testveranlassenden Dienstherrn, Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift der oder des Getesteten;

 

d) Bestätigung, dass der beziehungsweise die Getestete Beschäftigter oder Beschäftigte des Un-
ternehmens ist;

 

e) Testergebnis;

 

f) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).

 

(4) Sofern durch außerschulische Bildungseinrichtungen bei Teilnehmerinnen und Teilnehmer unter
Begleitung die Durchführung eines Schnelltests oder Selbsttest veranlasst oder ermöglicht wird, so
hat auf Wunsch die Bildungseinrichtung einen wahrheitsgemäßen Nachweis über das Testergebnis
auszuhändigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stellen. Der Nachweis
muss folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name der testveranlassenden Bildungseinrichtung;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift der oder des Getesteten;

 

d) Bestätigung, dass der oder die Getestete Teilnehmerin oder Teilnehmer ist;

 

e) Testergebnis;

 

f) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).

 

(5) Soweit in dieser Verordnung Selbsttesterfordernisse geregelt sind und die testpflichtige Person
keinen Nachweis über ein negatives Testergebnis im Sinne der Absätze 2 bis 4 vorlegen kann, so kann
im Rahmen der Verfügbarkeit die testpflichtige Person, die eine hiervon abhängige Leistung anbie-
tet, in Anspruch nehmen oder an einer hiervon abhängigen Veranstaltung teilnehmen möchte, je-
weils unter Begleitung in einem hierfür vorgesehenen Bereich den Selbsttest durchführen. Darüber
hinaus können in Tourist- und Einwohner-Informationen leistungsunabhängig und auf Wunsch einer
Person, Selbsttests unter Begleitung in einem hierfür vorgesehenen Bereich vorgenommen werden.
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Der Selbsttest kann entweder zur Verfügung gestellt oder selbst mitgebracht werden. Vor jeder Tes-
tung mit einem Selbsttest sind die Kontaktdaten der zu testenden Person zu erfassen. Es hat durch
den Testveranlassenden oder mittels einer IT-gestützten Anwendung eine Dokumentation der durch-
geführten Testung zu erfolgen. Auf Wunsch ist dem Getesteten ein wahrheitsgemäßer Nachweis über
das Testergebnis auszuhändigen oder mittels einer IT-gestützten Anwendung zur Verfügung zu stel-
len. Die Dokumentation und der Nachweis müssen folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Name des testveranlassenden Unternehmens, Betriebs oder der Einrichtung und der
beauftragten Person;

 

b) Datum und Uhrzeit des Abstrichs;

 

c) Name und Anschrift des Getesteten;

 

d) Testergebnis;

 

e) Art und Name des Tests (durch BfArM zugelassen).

 

(6) Für die nach dieser Vorschrift schriftlich ausgestellten Nachweise nach den Absätzen 3 bis 5 ist
das aus der Anlage T ersichtliche Formular zu verwenden. Zum Zweck der Ausstellung der Bescheini-
gung sind die in den Absätzen 1 sowie 3 bis 5 genannten Stellen befugt, die in der Anlage T genann-
ten personenbezogenen Daten sowie abweichend von Artikel 9 Absatz 1 Datenschutz-Grundverord-
nung das Testergebnis zu verarbeiten. Die Durchführung der Testungen sind durch die Ausstellenden
zu dokumentieren und die entsprechenden Unterlagen oder Dateien vier Wochen aufzubewahren und
der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Absatz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz
Mecklenburg-Vorpommern auf Verlangen vollständig herauszugeben. Die zu erhebenden personen-
bezogenen Daten dürfen zu keinem anderen Zweck, insbesondere nicht zu Werbezwecken, weiter-
verarbeitet werden. Die Informationspflicht nach Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung kann
durch einen Aushang erfüllt werden. Die Dokumentationen sind so zu führen und zu verwahren, dass
die personenbezogenen Daten für Dritte, insbesondere andere Kundinnen und Kunden, nicht zugäng-
lich sind. Wenn sie nicht von der Gesundheitsbehörde angefordert werden, sind die Dokumentationen
unverzüglich nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu vernichten. Die Dokumentationspflicht gilt nicht,
wenn der Nachweis nur für die Inanspruchnahme der Dienstleistung vor Ort berechtigt oder das Test-
ergebnis positiv ist und die Anlage T nicht ausgehändigt wird.

(7) Die Schnell- und Selbsttesterfordernisse nach dieser Verordnung werden erfüllt, wenn bei dem be-
treffenden Angebot oder der Einrichtung ein den Anforderungen dieser Vorschrift genügender Nach-
weis über ein tagesaktuelles negatives Testergebnis vorgelegt wird. Das Testergebnis ist tagesaktuell,
wenn die zugrundeliegende Abstrichentnahme nicht länger als maximal 24 Stunden zurückliegt. So-
weit ein Nukleinsäurenachweis nach Absatz 2 vorgelegt wird, kann die Abstrichentnahme bis zu 48 St-
unden zurückliegen. Kinder bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres sind von in dieser Verordnung ge-
regelten Testerfordernissen befreit.

(8) Für Personen mit einem positiven Testergebnis im Hinblick auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 gilt Folgendes:

1. Wurde die Infektion mit SARS-CoV-2 auf Grundlage einer Testung nach Absatz 2 nachgewie-
sen, sind die Personen verpflichtet, sich unverzüglich nach Erhalt dieses Testergebnisses auf
direktem Weg in die Haupt- oder Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung er-
möglichende Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von 14 Tagen ständig dort ab-
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zusondern. Den Personen ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu
empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. Es ist insbesondere nicht gestattet, Schu-
len, Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen zu betreten. Die Personen sind ver-
pflichtet, unverzüglich die für sie zuständige Behörde zu kontaktieren und auf das Vorliegen
der Verpflichtungen nach Satz 1 hinzuweisen. Sie sind ferner verpflichtet, die zuständige Be-
hörde unverzüglich zu informieren, wenn typische Symptome einer Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber, Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust inner-
halb von zehn Tagen nach dem Test bei ihnen auftreten. Für die Zeit der Absonderung unterlie-
gen sie der Beobachtung durch die zuständige Behörde.

 

2. Wurde die Infektion mit SARS-CoV-2 auf Grundlage einer Testung gemäß der Absätze 2 bis 5
nachgewiesen, sind die Personen verpflichtet, unverzüglich eine Testung nach Absatz 2 zu ver-
anlassen und sich bis zum Vorliegen des Testergebnisses in der Haupt- oder Nebenwohnung
oder in einer anderen, eine Absonderung ermöglichenden Unterkunft abzusondern. Die Abson-
derung wird für die Dauer, die zur Durchführung eines Testes nach Satz 1 erforderlich ist, aus-
gesetzt. Bestätigt der Test die Infektion, verlängert sich die Dauer der Absonderung bis zum
14. Tag nach Vorliegen des Testergebnisses auf Grundlage der Antigen-Testung. Den Personen
ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem
Hausstand angehören. Es ist insbesondere nicht gestattet, Schulen, Kindertageseinrichtungen
und Kindertagespflegestellen zu betreten. Die Personen sind verpflichtet, unverzüglich die für
sie zuständige Behörde zu kontaktieren und auf das Vorliegen der Verpflichtungen nach Satz 1
hinzuweisen. Sie sind ferner verpflichtet, die zuständige Behörde unverzüglich zu informieren,
wenn typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 wie Husten, Fieber,
Schnupfen oder Geruchs- und Geschmacksverlust innerhalb von 14 Tagen nach dem Test bei
ihnen auftreten. Für die Zeit der Absonderung unterliegen sie der Beobachtung durch die zu-
ständige Behörde. Ist das Ergebnis der Testung, dass keine Infektion mit SARS-CoV-2 vorliegt,
endet die Absonderung mit diesem Ergebnis.

 

(9) Soweit in dieser Verordnung Schnell- und Selbsttesterfordernisse geregelt sind, entfällt außerhalb
der Ferien diese Testpflicht bei Schülerinnen und Schülern, die der Teststrategie an den allgemein bil-
denden und beruflichen Schulen gemäß § 1a Absatz 1 Satz 1 der 3. Schul-Corona-Verordnung unter-
fallen. Satz 1 gilt nicht für die Angebote, die sich nach § 1d bis § 1g richten sowie für den Besuch von
Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen gemäß § 3 Absatz.

 

§ 1b
Abstandspflicht, Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung

(1) In der Öffentlichkeit ist, wo immer möglich, zu anderen als den in § 1 Absatz 1 genannten Perso-
nen ein Mindestabstand von 1,5 Meter einzuhalten. Ist das Abstandhalten nicht möglich, wird empfoh-
len, eine medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutz-
maske (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen
Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen. Dies gilt insbesondere ab Stufe 2 auch im Freien.

(2) Jede Person hat in geschlossenen Räumen, die öffentlich oder im Rahmen eines Besuchs- oder
Kundenverkehrs zugänglich sind, sowie auf den durch die nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 des Infektions-
schutzausführungsgesetzes örtlich zuständigen Behörden durch öffentlich bekannt zu gebende All-
gemeinverfügung gemäß § 28 Absatz 1 in Verbindung mit § 28a des Infektionsschutzgesetzes fest-
gelegten Orten in der Öffentlichkeit eine medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken ge-
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mäß EN 14683) oder Atemschutzmaske (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung -
SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen. In den Verkaufsstel-
len des Groß- und Einzelhandels besteht die Pflicht, diese Masken zu verwenden. Im Rahmen der Be-
förderung in einem privaten Fahrzeug wird empfohlen, dass Mitfahrer, sofern sie nicht dem Hausstand
des Fahrzeugführers angehören, ebenfalls eine medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken
gemäß EN 14683) oder Atemschutzmaske (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung
- SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) tragen.

(3) Für Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres und Menschen, die aufgrund einer medizini-
schen oder psychischen Beeinträchtigung oder einer Behinderung keine Mund-Nase-Bedeckung tra-
gen können und dies durch eine ärztliche Bescheinigung nachweisen können, gelten die Pflichten zum
Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung nicht. Das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung ist ferner in al-
len Fällen unter Einhaltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zulässig, solange es zur Kommunika-
tion mit Menschen mit Hörbehinderungen, die auf das Lippenlesen angewiesen sind, erforderlich ist.
Ferner ist in Innenbereichen das Abnehmen der Mund-Nase-Bedeckung an einem Sitzplatz unter Ein-
haltung des Mindestabstandes von 1,5 Meter zum Verzehr von Speisen und Getränken zulässig, so-
fern in dieser Verordnung keine abweichende Regelung zum Verzehr von Speisen und Getränken be-
steht. Es wird im Übrigen empfohlen, in der Öffentlichkeit eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen. Die
besonderen Regelungen nach den Verordnungen nach § 15 und in den Anlagen bleiben unberührt.

(4) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 3 der risikogewichte-
ten Einstufung zugeordnet, so gilt unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 die Pflicht, im Freien eine
medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmaske (ge-
mäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung,
zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen. Satz 1 gilt nicht, sofern der Mindestabstand von 1,5 Meter ein-
gehalten oder das zulässige Sitzplatzkonzept (zum Beispiel Schachbrettmuster) umgesetzt wird. Bei
Angeboten nach § 2 Absatz 14 gilt die Pflicht, eine medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Mas-
ken gemäß EN 14683) oder Atemschutzmaske (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verord-
nung - SchutzmV in der jeweils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen, stufenunab-
hängig.

(5) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 2 der risikogewichteten
Einstufung zugeordnet, so besteht unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 in Innenbereichen am
Platz die Pflicht, eine medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder
Atemschutzmaske (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung-SchutzmV in der je-
weils aktuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen. Bei Angeboten nach § 2 Absatz 14 gilt
die Pflicht, eine medizinische Gesichtsmaske (zum Beispiel OP-Masken gemäß EN 14683) oder Atem-
schutzmaske (gemäß Anlage der Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung-SchutzmV in der jeweils ak-
tuellen Fassung, zum Beispiel FFP2-Masken) zu tragen, stufenunabhängig.

 

§ 1c
Erleichterungen und Ausnahmen von Schutzmaßnah-
men zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19

Hinsichtlich der Erleichterungen und Ausnahmen für Geimpfte und Genesene von Geboten und Verbo-
ten sowie deren Gleichstellung mit Getesteten wird auf die COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung verwiesen.
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§ 1d
Angebote für den Publikumsverkehr ausschließlich
für Geimpfte und Genesene (Zwei-G-Optionsmodell)

(1) Soweit in dieser Verordnung Pflichten zum Einhalten eines Mindestabstands, zum Tragen einer
Mund-Nase-Bedeckung, die Vorlage eines negativen Ergebnisses einer gemäß § 1a durchgeführten
Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, der Kontaktdatenerfassung oder von Ka-
pazitätsbeschränkungen oder Personenzahlbegrenzungen vorgeschrieben sind, gelten diese in Land-
kreisen oder kreisfreien Städte, die gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 1 der risikogewichteten Einstufung
zugeordnet wird, nicht für den Betrieb beziehungsweise die Durchführung von

1. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absatz 1 bis 3 so-
wie die Absätze 5 bis 30,

 

2. Gaststätten, Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen nach § 3,

 

3. Beherbergungsbetrieben nach § 4,

 

4. Veranstaltungen nach § 6 Absätze 5, 7, 7a, 9 bis 9b,

 

wenn gewährleistet ist, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Angebot ausschließlich ge-
impfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind (Zwei-G-Opti-
onsmodell); § 28b des Infektionsschutzgesetzes bleibt unberührt.

Für den Einzelhandel mit dem überwiegenden Sortiment für Lebensmittel, Bekleidung oder Schuhe,
Bücher oder Zeitungen, Weihnachtsbäume, Blumenläden, Bau- oder Gartenbaumärkte, Wochenmärk-
te für Lebensmittel, Direktvermarkter von Lebensmitteln, Abhol- oder Lieferdienste, Getränkemärkte,
Reformhäuser, Babyfachmärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hörgeräteakustiker,
Tankstellen, Tierbedarfsmärkte, Futtermittelmärkte, den Großhandel, Betriebe des Heilmittelbereichs
oder Friseure ist das Zwei-G-Optionsmodell ausgeschlossen.

(2) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 2 oder höher zugeord-
net und unterliegt das Betreten des Betriebes, der Einrichtung oder des Veranstaltungsortes bezie-
hungsweise die Inanspruchnahme des Angebotes nicht dem Zwei-G-Erfordernis gemäß § 1e, kann
das Zwei-G-Optionsmodell mit der Maßgabe in Anspruch genommen werden, dass die in der Verord-
nung und in den Anlagen geregelten Pflichten und Empfehlungen zum Tragen einer Mund-Nase-Bede-
ckung gelten. Ab Stufe 3 gelten zusätzlich sämtliche in dieser Verordnung und den Anlagen geregel-
ten Pflichten zum Einhalten eines Mindestabstands.

(3) Für das Zwei-G-Optionsmodell gelten folgende Vorgaben:

1. das Betreten des Betriebs, der Einrichtung oder des Veranstaltungsortes beziehungsweise die
Inanspruchnahme des Angebotes ist geimpften Personen nach § 2 Nummer 2 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung nur nach Vorlage eines Coronavirus-Impfnachweises nach
§ 2 Nummer 3 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung oder Genesenen nach § 2
Nummer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung nach Vorlage eines Genese-
nennachweises nach § 2 Nummer 5 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung, je-
weils in Verbindung mit einem amtlichen Lichtbildausweis, gestattet, sofern bei dieser Person
aktuell kein typisches Symptom oder sonstiger Anhaltspunkt für eine Infektion mit dem Coro-
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navirus SARS-CoV-2, wie zum Beispiel Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber und Geruchs-
oder Geschmacksverlust, vorliegt;

 

2. der Nachweis nach Nummer 1 ist vor dem Betreten des Betriebs, der Einrichtung oder des Ver-
anstaltungsortes beziehungsweise der Inanspruchnahme des Angebotes der Betreiberin oder
dem Betreiber, der Veranstalterin oder dem Veranstalter oder der Dienstleistungserbringerin
oder dem Dienstleistungserbringer sowie auf Verlangen der zuständigen Behörde vorzuzeigen;

 

3. die Betriebsinhaberin oder der Betriebsinhaber, die Betreiberin oder der Betreiber, die Veran-
stalterin oder der Veranstalter oder die Dienstleistungserbringerin oder der Dienstleistungser-
bringer (verantwortliche Person) hat in geeigneter, deutlich erkennbarer Weise darauf hinzu-
weisen, dass sich das Angebot ausschließlich an Personen nach Nummer 1 richtet; allen Perso-
nen wird empfohlen, eine medizinische Gesichtsmaske oder Atemschutzmaske zu tragen;

 

4. die verantwortliche Person hat der zuständigen Gesundheitsbehörde nach § 2 Infektionsschutz-
ausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern vorab anzuzeigen, dass sich das jeweilige Ange-
bot ausschließlich an Personen nach Nummer 1 richtet; hierzu ist die Anlage II zu verwenden;

 

5. die Ausübung des Zwei-G-Optionsmodells ist ausgeschlossen, wenn sich das Angebot überwie-
gend an Personen der Absätze 3 bis 7 richtet.

 

(4) Personen, die das 7. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sind den Geimpften und Genesenen
in Absatz 1 gleichzusetzen. Das Betreten des Betriebs, der Einrichtung oder des Veranstaltungsortes
beziehungsweise die Inanspruchnahme des Angebotes ist zulässig, sofern bei dieser Person aktuell
kein typisches Symptom oder sonstiger Anhaltspunkt für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2, wie zum Beispiel Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber und Geruchs- oder Geschmacks-
verlust, vorliegt.

(5) Personen, die das 7. Lebensjahr, nicht jedoch das 12. Lebensjahr vollendet haben, sind den Ge-
impften und Genesenen in Absatz 1 gleichzusetzen. Das Betreten des Betriebs, der Einrichtung oder
des Veranstaltungsortes beziehungsweise die Inanspruchnahme des Angebotes ist nur nach Vorlage
eines amtlichen Lichtbildausweises oder sonst geeigneten Dokumentes, aus dem die Nichtvollendung
des 12. Lebensjahres folgt sowie den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durch-
geführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, zulässig, sofern bei dieser Per-
son aktuell kein typisches Symptom oder sonstiger Anhaltspunkt für eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2, wie zum Beispiel Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber und Geruchs- oder Ge-
schmacksverlust, vorliegt.

(6) Personen, die das 12. Lebensjahr, nicht jedoch das 18. Lebensjahr vollendet haben und noch nicht
vollständig geimpft sind, sind den Geimpften und Genesenen in Absatz 1 bis zum 31. Dezember 2021
gleichzusetzen. Das Betreten des Betriebs, der Einrichtung oder des Veranstaltungsortes beziehungs-
weise die Inanspruchnahme des Angebotes ist nur nach Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises
oder sonst geeigneten Dokumentes, aus dem die Nichtvollendung des 18. Lebensjahres folgt sowie
den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, zulässig, sofern bei dieser Person aktuell kein typisches Sym-
ptom oder sonstiger Anhaltspunkt für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, wie zum Bei-
spiel Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber und Geruchs- oder Geschmacksverlust, vorliegt.
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(7) Personen, die aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen Coronavirus SARS-CoV-
2 geimpft werden können, sind unter den Voraussetzungen des nachfolgenden Satzes den Geimpften
und Genesenen in Absatz 1 gleichgesetzt. Das Betreten des Betriebs, der Einrichtung oder des Veran-
staltungsortes beziehungsweise die Inanspruchnahme des Angebotes ist nur nach Vorlage eines ärzt-
lichen Attestes, in dem die medizinische Kontraindikation gegen eine Coronavirus SARS-CoV-2 Imp-
fung bescheinigt wird sowie den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchge-
führten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, zulässig, sofern bei dieser Per-
son aktuell kein typisches Symptom oder sonstiger Anhaltspunkt für eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2, wie zum Beispiel Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber und Geruchs- oder Ge-
schmacksverlust vorliegt.

(8) Schwangere sind bis zum 31. Dezember 2021 unter den Voraussetzungen des nachfolgenden Sat-
zes den Geimpften und Genesenen in Absatz 1 gleichgesetzt. Das Betreten des Betriebs, der Einrich-
tung oder des Veranstaltungsortes beziehungsweise die Inanspruchnahme des Angebotes ist nur nach
Vorlage eines ärztlichen Attestes, in dem die bestehende Schwangerschaft bescheinigt wird sowie
den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, zulässig, sofern bei dieser Person aktuell kein typisches Sym-
ptom oder sonstiger Anhaltspunkt für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2, wie zum Bei-
spiel Atemnot, neu auftretender Husten, Fieber und Geruchs- oder Geschmacksverlust vorliegt.

(9) Die verantwortliche Person hat durch eine wirksame Zugangskontrolle zu gewährleisten, dass die
Vorgaben nach den Absätzen 1 bis 8 eingehalten werden; hierbei ist die Erfüllung der Vorgaben per-
sonenbezogen zu prüfen.

(10) Der verantwortlichen Person wird dringend empfohlen, eine für die Teilnehmenden freiwillige
Kontaktdatenerfassung für den Innenbereich anzubieten. Die Teilnehmenden sind ausdrücklich dar-
auf hinzuweisen, dass die Kontaktdatenerfassung freiwillig erfolgt. Den Teilnehmenden wird ebenfalls
dringend empfohlen, das Angebot der Kontaktdatenerfassung anzunehmen.

 

§ 1e
Angebote für den Publikumsverkehr ausschließ-

lich für Geimpfte und Genesene (Zwei-G-Erfordernis)

(1) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 2 oder höher der risiko-
gewichteten Einstufung zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb
beziehungsweise die Durchführung oder den Besuch von

1. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 3 mit Aus-
nahme der Betriebe des Heilmittelbereiches und der Friseure, 5, 7 bis 13, 15, 16, 20, 23, 24,
26, 27, 29 und 30,

 

2. vereinsbasiertem Sport für Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, nach § 2 Ab-
satz 21,

 

3. Sportveranstaltungen im Sinne von § 2 Absatz 22, wobei die nachfolgenden Maßgaben nur die
Zuschauenden betreffen,
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4. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten für Personen, die das 18.
Lebensjahr vollendet haben, nach § 2 Absatz 28,

 

5. Gaststätten und privaten Zusammenkünften als geschlossene Gesellschaft in Gaststätten nach
§ 3 Absätzen 1 und 4,

 

6. Beherbergungsstätten nach § 4, sofern die Beherbergung nicht aus geschäftlichen, beruflichen
oder dienstlichen Gründen oder aus medizinischen oder zwingenden sozialethischen Gründen
erforderlich ist, und

 

7. Veranstaltungen nach § 6 Absätze 7a, 9 bis 9b

 

zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Angebot im Innenbereich aus-
schließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind
(Zwei-G-Erfordernis). Den Personen wird dringend empfohlen, vor Inanspruchnahme der Leistungen
eine Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 gemäß § 1a durchzuführen. § 28b
des Infektionsschutzgesetzes bleibt unberührt.

(2) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 2 oder höher zugeord-
net, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb beziehungsweise die Durchfüh-
rung oder den Besuch von

1. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 15, 29,

 

2. Sportveranstaltungen im Sinne von § 2 Absatz 22, wobei die nachfolgenden Maßgaben nur die
Zuschauenden betreffen, und

 

3. Veranstaltungen nach § 6 Absätze 9 bis 9b

 

zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Angebot im Außenbereich aus-
schließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind
(Zwei-G-Erfordernis). Den Personen wird dringend empfohlen, vor Inanspruchnahme der Leistungen
eine Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 gemäß § 1a durchzuführen. § 28b In-
fektionsschutzgesetz bleibt unberührt.

(3) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 3 zugeordnet, so ist un-
ter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb beziehungsweise die Durchführung von

1. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 14, 25,
25a,

 

2. für den Publikumsverkehr geöffnete Einrichtungen und Angeboten für Personen, die das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, nach § 2 Absatz 28,

 

3. Veranstaltungen nach § 6 Absätze 2 bis 2f, sofern diese nicht zum Erwerb einer formalen Quali-
fikation führen, und nach § 6 Absatz 5 sowie

 



- Seite 13 von 28 -

4. vereinsbasiertem Sport für Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nach
§ 2 Absatz 21

 

zu gewährleisten, dass bei der Veranstaltung oder dem Angebot im Innenbereich ausschließlich ge-
impfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind (Zwei-G-Erfor-
dernis). Den Personen wird dringend empfohlen, vor Inanspruchnahme der Leistungen eine Testung
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 gemäß § 1a durchzuführen.

(4) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 3 der risikogewichteten
Einstufung zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb beziehungs-
weise die Durchführung oder den Besuch von für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und
Angeboten nach § 2 Absatz 14 zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem
Angebot im Außenbereich ausschließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und
Nummer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung
von COVID-19 anwesend sind (Zwei-G-Erfordernis); § 28b des Infektionsschutzgesetzes bleibt unbe-
rührt.

(5) § 1d Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 Nummern 1 bis 3, 1. Halbsatz sowie Absätze 4 bis 10 gelten ent-
sprechend.

 

§ 1f
Angebote für den Publikumsverkehr ausschließlich für
Geimpfte und Genesene mit negativem Testergebnis

(Zwei-G-Plus)

(1) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 2 der risikogewichteten
Einstufung zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb beziehungs-
weise die Durchführung oder den Besuch von

1. Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen nach § 3 Absatz 1a sowie

 

2. Tanzveranstaltungen nach § 6 Absatz 9 bis 9b

 

zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Angebot im Innenbereich aus-
schließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind
(Zwei-G-Erfordernis); § 28b Infektionsschutzgesetz bleibt unberührt. Die Inanspruchnahme der Ange-
bote ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß
§ 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(2) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 3 oder höher der risiko-
gewichteten Einstufung zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb
beziehungsweise die Durchführung oder den Besuch von



- Seite 14 von 28 -

1. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 3 mit Aus-
nahme der Betriebe des Heilmittelbereiches und der Friseure, 5, 7 bis 13, 15, 16, 20, 23, 24,
26, 27, 29 und 30,

 

2. vereinsbasiertem Sport für Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, nach § 2 Ab-
satz 21,

 

3. Sportveranstaltungen im Sinne von § 2 Absatz 22, wobei die nachfolgenden Maßgaben nur die
Zuschauenden betreffen,

 

4. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten für Personen, die das 18.
Lebensjahr vollendet haben, nach § 2 Absatz 28,

 

5. Gaststätten und privaten Zusammenkünften als geschlossene Gesellschaft in Gaststätten nach
§ 3 Absätze 1 und 4,

 

6. Beherbergungsstätten nach § 4, sofern die Beherbergung nicht aus geschäftlichen, beruflichen
oder dienstlichen Gründen oder aus medizinischen oder zwingenden sozialethischen Gründen
erforderlich ist, und

 

7. Veranstaltungen nach § 6 Absätze 7a, 9 bis 9b

 

zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Angebot im Innenbereich aus-
schließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind
(Zwei-G-Erfordernis); § 28b Infektionsschutzgesetz bleibt unberührt. Die Inanspruchnahme der Ange-
bote ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß
§ 1a der Verordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vor-
legen.

(3) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 3 oder höher der risiko-
gewichteten Einstufung zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb
beziehungsweise die Durchführung oder den Besuch von

1. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 15, 29,

 

2. Sportveranstaltungen im Sinne von § 2 Absatz 22, wobei die nachfolgenden Maßgaben nur die
Zuschauenden betreffen, und

 

3. Veranstaltungen nach § 6 Absätze 9 bis 9b

 

zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Angebot im Außenbereich aus-
schließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind
(Zwei-G-Erfordernis); § 28b Infektionsschutzgesetz bleibt unberührt. Die Inanspruchnahme der Ange-
bote ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß
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§ 1a der Verordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vor-
legen.

(4) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 4 der risikogewichteten
Einstufung zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb beziehungs-
weise die Durchführung oder den Besuch von

1. für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 14, 25,
25a und 28,

 

2. Veranstaltungen nach § 6 Absätze 2 bis 2f, sofern diese nicht zum Erwerb einer formalen Quali-
fikation führen, und nach § 6 Absatz 5 sowie

 

3. vereinsbasiertem Sport für Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nach
§ 2 Absatz 21

 

zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Angebot im Innenbereich aus-
schließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Nummer 4 COVID-19-Schutz-
maßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anwesend sind
(Zwei-G-Erfordernis); § 28b Infektionsschutzgesetz bleibt unberührt. Die Inanspruchnahme der Ange-
bote ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß
§ 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(5) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 4 der risikogewichte-
ten Einstufung zugeordnet, so ist unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3 für den Betrieb bezie-
hungsweise die Durchführung oder den Besuch von für den Publikumsverkehr geöffneten Einrichtun-
gen nach § 2 Absatz 14 zu gewährleisten, dass bei dem Betrieb, der Veranstaltung oder dem Ange-
bot im Außenbereich ausschließlich geimpfte oder genesene Personen nach § 2 Nummer 2 und Num-
mer 4 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung zur Verhinderung der Verbreitung von
COVID-19 anwesend sind (Zwei-G-Erfordernis); § 28b Infektionsschutzgesetz bleibt unberührt. Die In-
anspruchnahme der Angebote ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein nega-
tives Ergebnis einer gemäß § 1a der Verordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(6) § 1d Absatz 1 Satz 2, Absatz 3 Nummern 1 bis 3, 1. Halbsatz sowie Absätze 4 bis 10 gelten ent-
sprechend.

 

§ 1g
Weitergehende Maßnahmen

(1) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 3 oder höher der risiko-
gewichteten Einstufung zugeordnet, so ist bis zum 15. Dezember 2021 unter der Voraussetzung des
§ 1 Absatz 3

1. der Betrieb und der Besuch von Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen nach § 3
Absatz 1a sowie

 

2. die Durchführung und der Besuch von Tanzveranstaltungen nach § 6 Absatz 9 bis 9b
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für den Publikumsverkehr untersagt.

(2) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 4 der risikogewichte-
ten Einstufung zugeordnet, so ist bis zum 15. Dezember 2021 unter der Voraussetzung des § 1 Ab-
satz 3 eine private Zusammenkunft im Innenbereich mit mehr als 5 Personen aus bis zu zwei Haushal-
ten und im Außenbereich mit mehr als 10 Personen unabhängig von der Haushaltsanzahl, wobei dazu-
gehörige Kinder bis 14 Jahre und dazugehörige notwendige Begleitpersonen eines Menschen mit Be-
hinderungen aus Gründen der erforderlichen Betreuung des Menschen mit Behinderungen nicht mit-
gerechnet sowie geimpfte oder genesene Personen gemäß § 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Aus-
nahmenverordnung nicht erfasst werden, untersagt.

(3) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 der Stufe 4 der risikogewichteten
Einstufung zugeordnet, so ist bis zum 15. Dezember 2021 unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3
der Zutritt zu sämtlichen Verkaufsstellen des Einzelhandels ausschließlich für geimpfte oder genesene
Personen gemäß § 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung gestattet. Hiervon aus-
genommen sind der Einzelhandel mit dem überwiegenden Sortiment für Lebensmittel, Bücher oder
Zeitungen, Weihnachtsbäume, Blumenläden, Bau- oder Gartenbaumärkte, Wochenmärkte für Lebens-
mittel, Direktvermarkter von Lebensmitteln, Abhol- oder Lieferdienste, Getränkemärkte, Reformhäu-
ser, Babyfachmärkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hörgeräteakustiker, Tankstel-
len, Tierbedarfsmärkte, Futtermittelmärkte sowie der Großhandel.

(4) Wird ein Landkreis oder eine kreisfreie Stadt gemäß § 1 Absatz 2 an mindestens sieben aufein-
anderfolgenden Tagen der Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung zugeordnet und droht in diesem
oder dieser eine weitergehende Überlastung des Gesundheitssystems, so ist bis zum 15. Dezember
2021 unter der Voraussetzung des § 1 Absatz 3

1. der Zutritt für Publikumsverkehr zu Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 5, 7, 8, 10
bis 16, 20 bis 21, 23 bis 24, 26 bis 27 und 30,

 

2. die Durchführung von Sportveranstaltungen mit Zuschauenden nach § 2 Absatz 22,

 

3. der Betrieb und Besuch von Gaststätten nach § 3 Absatz 1,

 

4. die privaten Zusammenkünfte als geschlossene Gesellschaft nach § 3 Absatz 4 und

 

5. die Veranstaltungen nach § 6 Absatz 7a, 9 bis 9b

 

untersagt. Die Feststellung nach Satz 1 trifft die zuständige Gesundheitsbehörde im Einvernehmen
mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium. Die benannten Maßnahmen gelten ab dem die Fest-
stellung folgenden Tag. Die Feststellung nach Satz 1 sowie die geltenden Maßnahmen sind öffentlich
bekannt zu machen.

(5) Überschreitet das Land Mecklenburg-Vorpommern gemäß § 1 Absatz 6 an mindestens sieben auf-
einanderfolgenden Tagen den Schwellenwert 9 der Hospitalisierungsinzidenz und droht landesweit ei-
ne weitergehende Überlastung des Gesundheitssystems, so ist bis zum 15. Dezember 2021 unter der
Voraussetzung des § 1 Absatz 7

1. der Zutritt für Publikumsverkehr zu Einrichtungen und Angeboten nach § 2 Absätze 5, 7, 8, 10
bis 16, 20 bis 21, 23 bis 24, 26 bis 27 und 30,
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2. die Durchführung von Sportveranstaltungen mit Zuschauenden nach § 2 Absatz 22,

 

3. der Betrieb und Besuch von Gaststätten nach § 3 Absatz 1,

 

4. die privaten Zusammenkünfte als geschlossene Gesellschaft nach § 3 Absatz 4 und

 

5. die Veranstaltungen nach § 6 Absatz 7a, 9 bis 9b

 

untersagt. Die Feststellung nach Satz 1 trifft das für Gesundheit zuständige Ministerium. Die benann-
ten Maßnahmen gelten ab dem die Feststellung folgenden Tag. Die Feststellung nach Satz 1 sowie die
geltenden Maßnahmen sind öffentlich bekannt zu machen.

 

§ 2
Einzelhandel, Einrichtungen, sonstige Stätten

(1) Für den Betrieb und den Besuch von Einkaufscentern, Verkaufsstellen des Einzel- und Großhandels
oder Wochenmärkten besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 1 einzuhalten.

(2) Für den Betrieb und den Besuch von Dienstleistungsbetrieben, Tourist- und Einwohnerinformatio-
nen sowie Handwerksbetrieben, wie zum Beispiel der Kfz-Werkstätten, der Fahrradwerkstätten, der
Banken und Sparkassen, der Poststellen, der Reinigungen sowie der Waschsalons, besteht die Pflicht,
die Auflagen aus Anlage 2 einzuhalten. Der Warenverkauf im Rahmen oder im Zusammenhang mit
der Dienstleistungserbringung ist gestattet. Der Warenverkauf darf nicht über das bestehende Ange-
botssortiment hinausgehen.

(3) Für den Betrieb und den Besuch von Betrieben des Heilmittelbereiches und Friseuren sowie von
Kosmetikstudios, Massagepraxen, Nagelstudios, Sonnenstudios, Tattoostudios und ähnlichen Betrie-
ben, bei denen eine körperliche Nähe unabdingbar ist, wie zum Beispiel Barbiere und Fußpflege, be-
steht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 3 einzuhalten; die Inanspruchnahme dieser Dienstleistun-
gen ist nur für solche Kundinnen oder Kunden gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergeb-
nis einer gemäß § 1a der Verordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 vorlegen.

(4) In Arzt- und Zahnarztpraxen, Psychotherapeutenpraxen und in allen sonstigen Praxen, wie zum
Beispiel Podologen, soweit in ihnen medizinisch, therapeutisch oder pflegerisch notwendige Behand-
lungen angeboten werden, besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 4 einzuhalten.

(5) Für den Betrieb und den Besuch von Kinos besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 5 einzuhal-
ten. Der Besuch im Innenbereich ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein ne-
gatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 vorlegen.

(6) Für den Betrieb und den Besuch von Autokinos besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 6 ein-
zuhalten.

(7) Für den Betrieb und den Besuch von Theatern, Konzerthäusern, Opern und ähnlichen Einrichtun-
gen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 7 sowie die Personengrenzen, die für den Betrieb
nach § 6 Absatz 9 gelten, einzuhalten; die Inanspruchnahme dieser Dienstleistungen in geschlossenen
Räumen ist nur für solche Besucher gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer ge-
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mäß § 1a der Verordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
vorlegen.

(8) Für den Betrieb und Besuch von kulturellen Ausstellungen, Museen und Gedenkstätten sowie ähn-
lichen Einrichtungen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 8 einzuhalten. Die Nutzung der In-
nenbereiche ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer
gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(9) Für den Betrieb und Besuch von Bibliotheken und Archiven besteht die Pflicht, die Auflagen aus
Anlage 9 einzuhalten. Die Nutzung von Lesesälen ist nur für solche Personen zulässig, die den Nach-
weis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(10) Für Proben und Auftritte von Chören und Musikensembles besteht die Pflicht, die Auflagen aus
Anlage 10 einzuhalten. Die Inanspruchnahme dieses Angebotes im Innenbereich ist für Teilnehmer
nur dann gestattet, wenn diese den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchge-
führten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(11) Für den Besuch und den Betrieb von Freizeitparks (Schausteller) besteht die Pflicht, die Auflagen
aus Anlage 11 einzuhalten.

(12) Für den Betrieb und Besuch von Zirkussen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 12 einzu-
halten. Der Besuch im Innenbereich ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein
negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 vorlegen.

(13) Für den Betrieb und den Besuch von Zoos, Tier- und Vogelparks und botanischen Gärten besteht
die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 13 einzuhalten. Die Nutzung der Innenbereiche ist nach den Vor-
gaben der Anlage 13 grundsätzlich nur für solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein nega-
tives Ergebnis einer gemäß § 1a der Verordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(14) Volksfeste gemäß § 60b Gewerbeordnung oder Spezialmärkte, Jahrmärkte gemäß § 68 Gewerbe-
ordnung und ähnliche Einrichtungen, die in Ihrer Gesamtheit einen marktähnlichen Charakter erge-
ben, sind nur mit vorheriger Genehmigung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 des
Infektionsschutzausführungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern zulässig. Der Besuch der Innenberei-
che ist nur für solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß
§ 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen. Im Übri-
gen hat die Genehmigungsbehörde im Rahmen des Genehmigungsverfahrens hinsichtlich der Ertei-
lung der Auflagen die Anlage 14 zu berücksichtigen.

(15) Für den Betrieb und den Besuch von tourismusaffinen Dienstleistungen im Freien und von Out-
door-Freizeitangeboten und ähnlichen Einrichtungen, für die Verleihstellen von Wasserfahrzeugen und
die Betriebe der Fahrgastschifffahrt oder Reisebusse, für Besucherzentren in den Nationalen Natur-
landschaften, Stadtführungen sowie geführte Radtouren besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anla-
ge 15 einzuhalten. Die Inanspruchnahme ist im Innenbereich und nur für Personen gestattet, die den
Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(16) Für den Betrieb und Besuch von Indoor-Spielplätzen sowie Einrichtungen, in denen Indoor-Frei-
zeit- und nicht vereinsbasierte Sportaktivitäten, auch in Gruppen, stattfinden, besteht die Pflicht,
die Auflagen aus Anlage 16 einzuhalten. Die Inanspruchnahme ist nach den Vorgaben der Anlage 16
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grundsätzlich nur für solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer
gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(17) Für den Betrieb und den Besuch von öffentlich zugänglichen Spielplätzen und anderen Spielplät-
zen im Freien besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 17 einzuhalten.

(18) Für den Betrieb und den Besuch von im Freien angelegten öffentlichen Badeanstalten im Sinne
von Freibädern sowie von Schwimm- und Badeteichen mit Wasseraufbereitung besteht die Pflicht, die
Auflagen aus Anlage 18 einzuhalten.

(19) An Naturstränden, Naturgewässern und frei angelegten öffentlichen Badestellen besteht die
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 19 einzuhalten.

(20) Für den Betrieb und Besuch von Schwimm- und Spaßbädern besteht die Pflicht, die Auflagen aus
Anlage 20 einzuhalten. Die Inanspruchnahme ist nur für solche Personen zulässig, die den Nachweis
über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Co-
ronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(21) Zulässig sind

1. der vereinsbasierte Trainings-, Spiel- und Wettkampfbetrieb im Freizeit-, Breiten-, Behinderten-
Gesundheits- und Nachwuchsleistungssport (Sportbetrieb), auch mit Zuschauenden sowie

 

2. die nicht vereinsbasierte Ausübung von Sport und Bewegung im Freien unter Einhaltung der
Kontaktbeschränkungen nach § 1 Absatz 1.

 

Für den in Satz 1 Nummer 1 genannten Sportbetrieb besteht die Pflicht, die Auflagen der Anlage 21
sowie die Personengrenzen und Auflagen für Zuschauende, die für Veranstaltungen nach § 6 Absatz 9
gelten, einzuhalten. Die Sportausübung in Innenräumen ist nur bei Vorlage eines negativen Ergebnis-
ses einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 ge-
stattet.

(22) Athletinnen und Athleten des Deutschen Olympischen Sportbundes und des Deutschen Behinder-
tensportverbandes der olympischen, paralympischen, deaflympischen und nichtolympischen Sport-
arten mit dem Status Bundeskader und Landeskader sowie Spitzenathletinnen und Spitzenathleten,
die mit dem Sport ihren überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten, dürfen öffentliche und private
Sportanlagen für den Trainings-, Spiel- und Wettkampfbetrieb in allen Sportarten, auch mit Zuschau-
enden, nutzen. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 22 sowie die Personengrenzen, die für
Veranstaltungen nach § 6 Absatz 9 Satz 1 gelten, einzuhalten. Darüber hinaus findet für Veranstaltun-
gen mit mehr Zuschauenden § 6 Absatz 9a Sätze 1 und 2 und Absatz 9b Sätze 1 bis 3 Anwendung. Bei
Sportgroßveranstaltungen von mehr als 5.000 Zuschauenden darf die Auslastung 50 Prozent im In-
nenbereich sowie 50 Prozent im Außenbereich der jeweiligen Höchstkapazität nicht übersteigen. Die
Teilnahme der Zuschauenden an den Veranstaltungen nach Satz 2 im Innenbereich und Satz 3 ist nur
für solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a der Ver-
ordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(23) Für den Betrieb und den Besuch von Fitnessstudios und ähnlichen Einrichtungen besteht die
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 23 einzuhalten; die Inanspruchnahme ist nach den Vorgaben der An-
lage 23 grundsätzlich nur bei Vorlage eines negativen Ergebnisses einer gemäß § 1a durchgeführten
Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 gestattet.
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(24) Für den Betrieb und den Besuch von Tanzschulen und ähnlichen Einrichtungen besteht die
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 24 einzuhalten; die Inanspruchnahme ist im Innenbereich nur bei Vor-
lage eines negativen Ergebnisses einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 gestattet.

(25) Fahrschulen, Flugschulen und ähnliche Einrichtungen, auch diejenigen für Fahrlehrer und Berufs-
kraftfahrer, sowie die Technische Prüfstelle für den Straßenverkehr sind für den Publikumsverkehr ge-
öffnet. Für deren Betrieb und Besuch, die Durchführung des theoretischen und des praktischen Unter-
richts sowie für die Abnahme der Prüfungen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 25 einzuhal-
ten. Mit Ausnahme der Technische Prüfstelle für Fahrzeugprüfungen ist die Inanspruchnahme dieser
Dienstleistungen nur für solche Teilnehmerinnen und Teilnehmer zulässig, die den Nachweis über ein
negatives Ergebnis einer gemäß § 1a der Verordnung durchgeführten Testung auf eine Infektion mit
dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(25a) Für den Betrieb und Besuch von Jagdschulen sowie ähnlichen Einrichtungen (zum Beispiel An-
gelschulen, Wassersportschulen, Reitschulen) besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 25a einzu-
halten. Die Inanspruchnahme der Dienstleistungen ist im Innenbereich nur für solche Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durch-
geführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(26) Für den Betrieb und Besuch von Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen und ähnlichen
Einrichtungen besteht diePflicht, die Auflagen aus Anlage 26 einzuhalten. Die Inanspruchnahme der
Dienstleistungen ist nur für solche Besucher zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis
einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorle-
gen.

(27) Für den Betrieb und den Besuch von soziokulturellen Zentren und ähnlichen Einrichtungen (zum
Beispiel Literaturhäuser) besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 27 einzuhalten. Die Inanspruch-
nahme ist im Innenbereich nur bei Vorlage eines negativen Ergebnisses einer gemäß § 1a durchge-
führten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 gestattet.

(28) Für den Betrieb und den Besuch von Musik- und Jugendkunstschulen besteht die Pflicht, die Auf-
lagen aus Anlage 28 einzuhalten. Die Teilnahme im Innenbereich ist nur bei Vorlage eines negativen
Ergebnisses einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 gestattet.

(29) Für die Durchführung von Messen nach § 64 Gewerbeordnung und Ausstellungen nach § 65 Ge-
werbeordnung besteht nach Genehmigung der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern die Pflicht, die Auflagen der An-
lage 29 einzuhalten. Zusätzlich gelten § 6 Absätze 9a und 9b entsprechend. Der Besuch dieser Veran-
staltungen im Innenbereich ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein negatives
Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-
2 vorlegen.

(30) Die Erbringung sexueller Dienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 des Prostituierten-
schutzgesetzes sowie die Ausübung des Prostitutionsgewerbes im Sinne des § 2 Absatz 3 Nummern 1
und 4 des Prostituiertenschutzgesetzes sind erlaubt. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage
29a einzuhalten. Die Inanspruchnahme der Dienstleistungen ist nur für solche Personen gestattet, die
den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infekti-
on mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.
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§ 3
Gaststätten

(1) Für den Betrieb und den Besuch von Gaststätten im Sinne des § 1 des Gaststättengesetzes be-
steht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 30 einzuhalten; die Inanspruchnahme der Bewirtung ist im
Innenbereich nur für Gäste gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a
durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(1a) Für den Betrieb und den Besuch von Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrichtungen besteht die
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 30a einzuhalten. Der Besuch ist nur für solche Gäste gestattet, die
den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a der Verordnung durchgeführten Testung
auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(2) Die Belieferung, die Mitnahme und der Außer-Haus-Verkauf sind zulässig. Es besteht die Pflicht,
die Auflagen aus Anlage 31 einzuhalten.

(3) Personalrestaurants, Kantinen und ähnliche Betriebe dürfen ihren Betrieb fortsetzen. Es besteht
die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 31a einzuhalten.

(4) Private Zusammenkünfte können als geschlossene Gesellschaft mit bis zu

1. 100 Personen in Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach § 1 Absatz 2 der Stufe 1 oder
der Stufe 2 der risikogewichteten Einstufung zugeordnet werden,

 

2. 50 Personen in Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach § 1 Absatz 2 der Stufe 3 der risi-
kogewichteten Einstufung zugeordnet werden,

 

3. 30 Personen in Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach § 1 Absatz 2 der Stufe 4 der risi-
kogewichteten Einstufung zugeordnet werden

 

in abgrenzbaren Bereichen der Gaststätte durchgeführt werden. Dazugehörige Kinder bis 14 Jahre
werden nicht mitgerechnet. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 32 einzuhalten. Die Teil-
nahme ist nur für solche Gäste gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß
§ 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

 

§ 4
Beherbergung

Die Beherbergung ist nur für solche Personen zulässig, die bei der Anreise den Nachweis über ein ne-
gatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 vorlegen. Während eines Aufenthaltes haben Gäste neben dem erforderlichen Testerfor-
dernis nach Satz 1 mindestens alle drei Tage, jedoch nicht häufiger als 2 mal wöchentlich, über ein
negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 vorzulegen. Satz 2 gilt nicht für Nutzungsberechtigte von Ferienwohnungen, Ferienhäu-
sern und vergleichbaren Einrichtungen, bei denen eine Nutzung von Gemeinschaftseinrichtungen aus-
geschlossen ist. Im Übrigen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 33 einzuhalten.
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§ 5
Sitzungen kommunaler Gremien, Wahlen

(1) In Sitzungen kommunaler Vertretungen und sonstiger kommunaler Gremien besteht die Pflicht, die
Auflagen aus Anlage 34 einzuhalten.

(2) Für kommunale Wahlen besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 35 einzuhalten.

 

§ 6
Veranstaltungen, Ansammlungen und Versammlungen aller Art

(1) Öffentliche und nichtöffentliche Veranstaltungen, Ansammlungen und Versammlungen sind unter-
sagt, soweit die folgenden Absätze nichts anderes bestimmen. Dies gilt insbesondere für Großveran-
staltungen. Zusammenkünfte wie Gruppen feiernder Menschen im öffentlichen Raum sind unzulässig.

(2) Zulässig sind Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen bestimmt sind. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus
Anlage 36 einzuhalten, einschließlich der dort vorgesehenen Testerfordernisse. Im Übrigen sind Prä-
senzveranstaltungen untersagt, soweit sich aus den nachfolgenden Absätzen nichts Abweichendes er-
gibt. Eine Inanspruchnahme der in den Absätzen 2a bis 2f aufgeführten Veranstaltungen ist im Innen-
bereich grundsätzlich nur für solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis
einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorle-
gen; bei mehrtägigen Veranstaltungen ist die Vornahme der Testung alle drei Tage zu wiederholen.
Satz 4 gilt nicht für die unmittelbare Prüfungsdurchführung in Veranstaltungen nach den Absätzen 2a
bis 2d. Den Prüfungsteilnehmern ist eine Testung gemäß § 1a dieser Verordnung zu ermöglichen.

(2a) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für geförderte Beschäftigungsmöglichkeiten, Maßnah-
men nach § 53 SGB III sowie Angebote der beruflichen Qualifizierung oder beruflichen Aus,- Fort- und
Weiterbildung und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen; es besteht die Pflicht, die Auflagen aus der
Anlage 37a einzuhalten. Ferner gilt das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 nicht für Integrationskurse, Be-
rufssprachkurse sowie Erstorientierungskurse; es besteht die Pflicht, die Auflagen aus der Anlage 37
einzuhalten.

(2b) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für Fort- und Weiterbildungen in Gesundheitsberufen;
soweit Patientenkontakte notwendig sind, richten sich die Infektionsschutzmaßnahmen nach den Vor-
gaben der behandelnden Einrichtungen; es besteht die Pflicht die Auflagen aus der Anlage 37 einzu-
halten.

(2c) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für die Vorbereitung, Durchführung und Abnahme von
Zwischen-, Abschluss-, Gesellen- und Umschulungsprüfungen in anerkannten Ausbildungsberufen au-
ßerhalb der schulischen Berufsbildung (betriebliche, überbetriebliche und außerbetriebliche Berufsbil-
dung), von Aufstiegsqualifizierung gemäß der Allgemeinen Laufbahnverordnung (ALVO M-V) und von
Prüfungen der höherqualifizierenden Berufsbildung (Aufstiegsfortbildungen) gemäß Berufsbildungs-
gesetz und Handwerksordnung sowie für sonstige Angebote der beruflichen Ausbildung, Umschulung
sowie Aufstiegsfortbildungen in den öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen. Es besteht die
Pflicht, die Auflagen aus der Anlage 36 einzuhalten.
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(2d) Das Verbot in Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für Angebote der Volkshochschulen, insbesondere nicht
für die Durchführung von Prüfungen und prüfungsvorbereitenden Unterricht, soweit sie dem Erwerb
eines Schulabschlusses dienen. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus der Anlage 36 einzuhalten.

(2e) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für die Durchführung von außerschulischen Lern- und
Förderangeboten von Anbietern nach dem Lern- und Förderprogramm Schuljahr 2021/2022. Es be-
steht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 36 einzuhalten.

(2f) Das Verbot nach Absatz 2 Satz 3 gilt nicht für Bildungsangebote von Weiterbildungseinrichtungen
in privater Trägerschaft. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus der Anlage 36 einzuhalten.

(3) Versammlungen nach Artikel 8 des Grundgesetzes sind zulässig, wenn die Auflagen aus Anlage
38 eingehalten werden. Die nach dem Versammlungsgesetz zuständige Versammlungsbehörde kann
nach Herstellung des Einvernehmens mit der zuständigen Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 Ab-
satz 1 des Infektionsschutzausführungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern die Versammlung zum
Zwecke der Verhütung und Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 beschränken oder mit weiterge-
henden Auflagen versehen.

(4) Zusammenkünfte jedweder Glaubensgemeinschaften in Kirchen, Moscheen, Synagogen, Kapellen
und in ähnlichen Räumlichkeiten oder unter freiem Himmel sind zulässig. Es besteht die Pflicht, die
Auflagen aus Anlage 39 einzuhalten.

(5) Abweichend von § 8 Abs. 1 dürfen gesetzlich oder satzungsmäßig vorgesehene Veranstaltungen
und Versammlungen von Vereinen, Verbänden und Parteien sowie der Gemeinschaften von Woh-
nungseigentümern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes stattfinden. Das gilt auch für Betriebs-
versammlungen, und Tarifverhandlungen. Die Teilnahme an den vorgenannten Veranstaltungen und
Versammlungen im Innenbereich ist nur für solche Personen gestattet, die den Nachweis über ein ne-
gatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 vorlegen. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 40 einzuhalten.

(6) Die Nutzung des Öffentlichen Personenverkehrs und anderer Verkehrsmittel mit Publikumsverkehr
gilt nicht als Ansammlung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1. Auf § 28b Absatz 5 des Infektionsschutz-
gesetzes, insbesondere hinsichtlich bestehender Testpflichten, wird verwiesen. In öffentlich zugängli-
chen Bereichen von Bahnhofsgebäuden und von anderen Innenbereichen sonstiger Einrichtungen des
Öffentlichen Personenverkehrs, in den dem Publikumsverkehr zugänglichen Innenbereichen von Hä-
fen sowie in Abfertigungshallen an Flughäfen und für Schiffsreisen sind die Auflagen aus Anlage 41
einzuhalten. Dies gilt auch an Bushaltestellen und in anderen Wartebereichen im Freien von Einrich-
tungen der Personenbeförderung, sofern der Abstand von 1,5 Meter nicht eingehalten werden kann.

(7) Private Zusammenkünfte können mit bis zu maximal 30 Personen in der eigenen Häuslichkeit oder
angemieteten Räumlichkeiten stattfinden. Dazugehörige Kinder bis 14 Jahre werden nicht mitgerech-
net. Von den Beschränkungen im Satz 1 sind geimpfte oder genesene Personen gemäß § 4 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung nicht erfasst. Ebenso werden dazugehörige notwendi-
ge Begleitpersonen eines Menschen mit Behinderungen nicht mitgerechnet, wenn dies aus Gründen
der Betreuung des Menschen mit Behinderungen erforderlich ist. Es besteht die Pflicht, die Auflagen
aus Anlage 42 einzuhalten.

(7a) Gewerblich organisierte private Zusammenkünfte können mit bis zu
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1. 100 Personen in Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach § 1 Absatz 2 der Stufe 1 oder
der Stufe 2 der risikogewichteten Einstufung zugeordnet werden,

 

2. 50 Personen in Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach § 1 Absatz 2 der Stufe 3 der risi-
kogewichteten Einstufung zugeordnet werden,

 

3. 30 Personen in Landkreisen und kreisfreien Städten, die nach § 1 Absatz 2 der Stufe 4 der risi-
kogewichteten Einstufung zugeordnet werden

 

stattfinden. Dazugehörige Kinder bis 14 Jahre werden nicht mitgerechnet. Von den Beschränkungen
im Satz 1 sind geimpfte oder genesene Personen gemäß § 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Aus-
nahmenverordnung nicht erfasst. Ebenso werden dazugehörige notwendige Begleitpersonen eines
Menschen mit Behinderungen nicht mitgerechnet, wenn dies aus Gründen der Betreuung des Men-
schen mit Behinderungen erforderlich ist. Tanzen, Darbietungen und ähnliche Aktivitäten sind zuläs-
sig. Es besteht die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 32 einzuhalten. Die Teilnahme ist nur für solche
Personen gestattet, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchgeführten
Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

(8) Trauungen und Beisetzungen in geschlossenen Räumen sind für einen Teilnehmerkreis von höchs-
tens 50 Personen und unter freiem Himmel für einen Teilnehmerkreis von höchstens 100 Personen zu-
lässig. Kinder bis 14 Jahre, die zum Haushalt von teilnehmenden Erwachsenen gehören, werden nicht
mitgerechnet. Geimpfte und genesene Personen werden gemäß § 4 Absatz 2 COVID-19-Schutzmaß-
nahmen-Ausnahmeverordnung von den zahlenmäßigen Beschränkungen nicht erfasst. Es besteht die
Pflicht, die Auflagen aus Anlage 43 einzuhalten.

(9) Die Durchführung von Veranstaltungen mit bis zu 200 Personen im Innenbereich und bis zu 600
Personen im Außenbereich ist zulässig. Auf Antrag oder von Amts wegen kann die zuständige Gesund-
heitsbehörde im Sinne des § 2 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern Veran-
staltungen mit höchstens 1.250 Personen im Innenbereich und 2.500 Personen im Außenbereich ge-
nehmigen. Die Teilnahme an den Veranstaltungen nach Sätzen 1 und 2 ist im Innenbereich nur für
solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchge-
führten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen. Es besteht im Falle des
Satzes 1 die Pflicht, die Auflagen aus Anlage 44 einzuhalten. Im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens hat sich die Genehmigungsbehörde hinsichtlich der Erteilung der Auflagen an der Anlage 44 zu
orientieren und kann weitergehende Testverpflichtungen anordnen. Das gilt hinsichtlich der Anord-
nung einer Testverpflichtung insbesondere für den Innenbereich und im Außenbereich, sofern nach
der Art, Organisation und Durchführung der Veranstaltung die Einhaltung der Abstandsregelungen
nicht gewährleistet werden kann.

(9a) Auf Antrag oder von Amts wegen kann die zuständige Gesundheitsbehörde im Sinne des § 2 In-
fektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern in Landkreisen oder kreisfreien Städten
mit einem Infektionsgeschehen bis einschließlich Stufe 2 der risikogewichteten Einstufung Veranstal-
tungen mit mehr als 1.250 Personen im Innenbereich und bis einschließlich Stufe 3 der risikogewich-
teten Einstufung mit mehr als 2.500 Personen im Außenbereich genehmigen. Im Rahmen des Geneh-
migungsverfahrens hat die Genehmigungsbehörde hinsichtlich der Erteilung der Auflagen die Anlage
44 zu berücksichtigen und eine etwaige Personenobergrenze zu bestimmen. Die Teilnahme und der
Besuch ist nur für solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer ge-
mäß § 1a durchgeführten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.
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(9b) Auf Antrag kann im besonders begründeten Einzelfall die zuständige Gesundheitsbehörde im Sin-
ne des § 2 Infektionsschutzausführungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern in Landkreisen oder kreis-
freien Städten mit einem Infektionsgeschehen in Stufe 3 oder höher der risikogewichteten Einstufung,
im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium, Veranstaltungen mit mehr als
2.500 und in Stufe 4 der risikogewichteten Einstufung mit maximal 7.250 Personen im Außenbereich
genehmigen. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens hat die Genehmigungsbehörde hinsichtlich
der Erteilung der Auflagen die Anlage 44 zu berücksichtigen. Die Teilnahme und der Besuch ist nur für
solche Personen zulässig, die den Nachweis über ein negatives Ergebnis einer gemäß § 1a durchge-
führten Testung auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 vorlegen.

 

§ 7
Selbstorganisationsrecht öffentlicher Einrichtungen

Das Selbstorganisationsrecht des Landtags und der kommunalen Vertretungskörperschaften und
sonstiger Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts und staatlich anerkannter
Hochschulen sowie die Tätigkeit der Gerichte und Behörden bleiben unberührt.

 

§ 8
Zuständigkeiten

Neben den nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 in Verbindung mit § 2 Absatz 2 Nummer 8b Infektionsschutz-
ausführungsgesetz M-V zuständigen Behörden sind für die Durchführung dieser Verordnung auch die
örtlichen Ordnungsbehörden nach § 3 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 4 Gesetz über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung M-V zuständig.

 

§ 9
Anlagen

Die in dieser Verordnung genannten und im Anhang angeführten Anlagen 1 bis 44 und Anlage I sind
Bestandteil der Verordnung. Die Regelungen der Anlagen 1 bis 44 gelten nur insoweit, wie diese nicht
durch die §§ 1 bis 7 und 10 sowie 11 dieser Verordnung eingeschränkt werden oder gegenstandslos
geworden sind.

 

§ 10
Weitergehende Anordnungen

Die zuständigen Behörden sind berechtigt, in Abhängigkeit vom jeweiligen Infektionsgeschehen wei-
tergehende infektionsschutzrechtliche Maßnahmen zu treffen. Dabei ist der Erlass des für Gesundheit
zuständigen Ministeriums zur MV-Corona-Ampel in seiner jeweils gültigen Fassung zu beachten.

 

§ 11
Strafvorschriften, Ordnungswidrigkeiten
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(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen Pflichten aus § 1 Absatz 1 Satz 2, § 1a Absatz 8 Nummer 1 Sät-
ze 1 bis 5 und Nummer 2 Sätze 1, 3 bis 7, § 1b Absatz 2 Sätze 1 und 2, Absätze 4 und 5, § 1d Absatz 1
Satz 1, 2. Halbsatz, Satz 2, Absatz 2, Absatz 3, Absatz 6 Satz 2; Absatz 7 Satz 2, Absätze 8 und 9,
§ 1e Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4, § 1f Absätze 1 bis 5, § 1g Absätze
1 bis 2, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, § 2 Absatz 1, Absatz 2 Sätze 1 und 3, Absätze 3 bis 13, Ab-
satz 14 Sätze 1 und 2, Absätze 15 bis 20, Absatz 21 Sätze 2 und 3, Absatz 22 Sätze 2, 4 und 5, Absät-
ze 23 und 24, Absatz 25 Sätze 2 und 3, Absätze 25a bis 28, Absatz 29 Sätze 1 und 3, Absatz 30 Sätze
2 und 3, § 3 Absätze 1 und 1a, Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Sätze 1, 3 und 4, § 4 Sätze
1, 2 und 4, § 5, § 6 Absatz 1, Absatz 2 Sätze 2 bis 4, Absätze 2a und 2b, Absatz 2c Satz 2, Absatz 2d
Satz 2, Absatz 2e Satz 2, Absatz 2f Satz 2, Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 2, Absatz 5 Sätze 3 und 4,
Absatz 6 Sätze 2 und 3, Absatz 7 Sätze 1 und 5, Absatz 7a Sätze 1, 6 und 7, Absatz 8 Sätze 1 und 4,
Absatz 9 Sätze 1 bis 4 sowie Absätze 9a Sätze 1 und 3 und 9b Sätze 1 und 3 verstößt. Satz 1 gilt auch
bei Zuwiderhandlungen gegen vollziehbare Anordnungen aufgrund dieser Verordnung.

(2) Die Zuständigkeit für die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten wird gemäß § 36 Absatz 2 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten auf die nach § 2 Absatz 2 Nummer 8b Infektionsschutzausführungsge-
setz Mecklenburg-Vorpommern sowie die nach § 10 dieser Verordnung zuständigen Behörden übertra-
gen.

 

§ 12
Ermächtigung

(1) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das für Jugend zuständige Ministerium, soweit nähere Bestimmun-
gen zur Ausgestaltung der Leistungen der Jugendhilfe gemäß § 2 Absatz 2 Achtes Buch Sozialgesetz-
buch zu treffen sind.

(2) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen zu-
ständige Ministerium, soweit nähere Bestimmungen zu Besuchs-, Betretens- und Leistungsbeschrän-
kungen in Einrichtungen und Tagespflegestellen nach §§ 43 und 45 Absatz 1 Achtes Buch Sozialge-
setzbuch zu treffen sind. Die Regelungen erfolgen im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständi-
gen Ministerium.

(3) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das für Soziales zuständige Ministerium, soweit nähere Bestim-
mungen zu Besuchs-, Betretens- und Leistungsbeschränkungen in Einrichtungen, Unterkünften, Diens-
ten und Angeboten der beruflichen Rehabilitation nach § 51 und der Eingliederungshilfe im Sinne des
§ 90 Absatz 1 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch, der Pflege nach § 72 Absatz 1 und Unterstützungsan-
gebote im Alltag nach § 45a Elftes Buch Sozialgesetzbuch, der Sozialhilfe nach §§ 67 f. Zwölftes Buch
Sozialgesetzbuch sowie der Sozial- und Gesundheitsberatung zu treffen sind.
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(4) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das für Gesundheit zuständige Ministerium, soweit nähere Bestim-
mungen zu Kapazitätsbeschränkungen sowie zur Ausgestaltung der Besuchs-, Betretens- und Leis-
tungsbeschränkungen in stationären Einrichtungen der Vorsorge und Rehabilitation, mit denen ein
Vertrag der Kostenträger nach § 111 oder § 111a Sozialgesetzbuch Fünftes Buch zu treffen sind.

(5) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das für Gesundheit zuständige Ministerium, um die Maßgaben ge-
mäß den Anlagen zu dieser Verordnung sowie das Anlagenverzeichnis an die jeweilige epidemiologi-
sche Lage anzupassen. Die Regelungen erfolgen im Einvernehmen mit der jeweils auch fachlich be-
troffenen obersten Landesbehörde.

(6) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das für Bildung zuständige Ministerium, soweit nähere Bestimmun-
gen im Bereich der Schulen in Mecklenburg- Vorpommern zu treffen sind. Die Regelungen erfolgen im
Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium.

(7) Die Landesregierung überträgt ihre Befugnis aus § 32 Satz 1 Infektionsschutzgesetz, unter den
Voraussetzungen, die für Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 dieses Gesetzes maßgebend
sind, auch durch Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung übertrag-
barer Krankheiten zu erlassen, auf das für Wissenschaft zuständige Ministerium, für den Bereich der
staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen, soweit der Präsenzbetrieb an Hochschulen betrof-
fen ist, sowie für den Bereich der Studierendenwerke; im Übrigen gilt § 7. Die Regelungen erfolgen im
Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium.

 

§ 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 22. Dezember 2021 außer Kraft.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung gemäß Absatz 1 tritt die Corona-LVO MV vom 23. April
2021 (GVOBl. M-V S. 381, 523) außer Kraft.

Schwerin, den 23. November 2021

Für die Ministerpräsidentin
Die Ministerin für Bildung und Kindertagesstätten

Simone Oldenburg
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Die Ministerin für Soziales, Gesundheit
und Sport

Stefanie Drese

Der Minister für Wirtschaft,
Infrastruktur, Tourismus und Arbeit

Reinhard Meyer

Die Ministerin für Justiz,
Gleichstellung und Verbraucherschutz

Jacqueline Bernhardt

Der Minister für Inneres,
Bau und Digitalisierung

Christian Pegel

Die Ministerin für Bildung
und Kindertagesstätten

Simone Oldenburg

Der Minister für Klimaschutz,
Landwirtschaft, ländliche Räume

und Umwelt
Dr. Till Backhaus

Die Ministerin für Wissenschaft,
Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten

Bettina Martin
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